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Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
wir bedanken uns für die Zusendung des Entwurfs und nehmen gern die Möglichkeit zur Stel-
lungnahme war.  
 
Erfreut haben wir zur Kenntnis genommen, dass viele Hinweise, die wir bereits in unserer 
ersten Stellungnahme vom 2. März 2020 zugesandt hatten, aufgenommen werden konnten, 
bspw. zur zusätzlichen Berücksichtigung der Kosten des Energieberaters und zur Heilung in 
Fällen, in denen ein Steuerpflichtiger zu seinen Ungunsten für einen Teil der Aufwendungen 
auch die Steuerermäßigung nach § 35a EStG beantragt hat.  
 
Zu vorliegendem Entwurf haben wir folgende Hinweise. 
 
 
Rn. 1 und 2 - Begünstigtes Objekt und Begriff der Wohnung 
 
Nach den Ausführungen in Rn. 1 können beispielsweise Garagen mitbegünstigt sein. In Rn. 2 
wird jedoch ausgeführt, dass außerhalb der Wohnung gelegene Räume nicht berücksichtigt 
werden. In diesem Zusammenhang stellt sich die Frage, ob sich dieser Satz nur auf Wohn-
räume bezieht, wobei auch in diesem Zusammenhang offen bleibt, unter welchen Gegeben-
heiten sich ein Raum außerhalb der Wohnung befindet. Soweit sich der Satz nicht auf 
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Wohnräume beschränkt, stellt sich die Frage, ob beispielsweise auf dem Grundstück befindli-
che Garagen oder anderen Nebenräume ausgeschlossen sind oder ob entsprechende Auf-
wendungen im Zusammenhang mit energetischen Maßnahmen an der Wohnung mitbegüns-
tigt sein können. Denkbar wären beispielsweise Baumaßnahmen für eine ganzheitliche Fas-
sadendämmung oder Beheizung.  
 
Wir gehen nach dem Ziel der gesetzlichen Regelung und dem Wortlaut davon aus, dass der-
artige Räume mitbegünstigt sind. Zur Steuerklarstellung schlagen wir vor, die Ausführungen 
zu den einer Wohnung zugehörenden Nebenräumen in Rn. 22 des BMF-Schreibens vom 
2.7.2020 zu § 7b EStG zu übernehmen.  
 
 
Rn. 14 - Aufteilung nach der Wohnfläche 
 
In der Rn. werden die Begriffe Grundfläche, Wohnfläche und Nutzfläche der Wohnung ver-
wendet. Es sollte klargestellt werden, inwieweit sich diese Begriffe unterscheiden.  
 
 
Rn. 10 und 19 - Beginn der erstmaligen Nutzung zu Wohnzwecken 
 
Nach den Ausführungen in Rn. 19 können nur Aufwendungen geltend gemacht werden, die 
ab bzw. nach dem Zeitpunkt des Einzugs als Eigentümer entstanden sind. In Rn. 10 wird hin-
gegen ausgeführt, dass es ausreichend ist, wenn die Wohnung im Zusammenhang mit der 
energetischen Maßnahme nutzbar gemacht wird. Zwischen diesen beiden Aussagen besteht 
offensichtlich ein Widerspruch. Nach Rn. 10 wäre es ausreichend, wenn ein Steuerpflichtiger 
eine Wohnung erwirbt und vor Einzug grundlegend energetisch saniert. Rn. 19 würde solche 
Baumaßnahmen jedoch ausschließen. Diese Einschränkung ist durch das Gesetz nicht ge-
deckt. Gemäß § 35c Abs. 2 EStG ist es ausreichend, wenn der Steuerpflichtige mit Abschluss 
der Baumaßnahme und damit mit dem Beginn des Abzugszeitraumes die Wohnung zu eige-
nen Wohnzwecken nutzt.  
 
 
Rn. 13 ff und Rn. 50 - Ermittlung der Steuerermäßigung bei gemischter Nutzung 
 
Nach den Ausführungen in Rn. 13 und 14 ist der Teil der Aufwendungen nicht nach § 35c 
EStG begünstigt, der entsprechend dem Flächenverhältnis auf ein beruflich/betrieblich genutz-
tes häusliches Arbeitszimmer entfällt. Im Beispiel 1 sind danach 10 Prozent der Aufwendungen 
für die energetische Sanierung nicht nach § 35c begünstigt. Das Beispiel schildert im Sach-
verhalt, dass die Voraussetzungen für den unbegrenzten Werbungskostenabzug vorliegen 
(Arbeitszimmer als Mittelpunkt der betrieblichen/beruflichen Tätigkeit). Nach den Ausführun-
gen in Rn. 13 Satz 3 ist diese Voraussetzung aber für die Kürzung unbeachtlich, sie wäre auch 
bei nur begrenztem Werbungskostenabzug und folglich auch beim Abzugsverbot vorzuneh-
men. Beim begrenzten Werbungskostenabzug wird in den meisten Fällen der Höchstbetrag 
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von 1.250 Euro bereits ohne die Aufwendungen für die energetische Sanierung ausgeschöpft 
sein. Somit würden bei Vorliegen eines häuslichen Arbeitszimmers die auf diesen Raum ent-
fallenden Aufwendungen für energetische Sanierung ohne Förderung bleiben. Dieses Ergeb-
nis widerspricht unseres Erachtens der Zielsetzung des Gesetzes.  
 
Wir schlagen deshalb bei Vorliegen eines häuslichen Arbeitszimmers eine Lösung analog den 
Ausführungen in Rn. 50 vor. Hiernach erfolgt eine Kürzung der Aufwendungen für die energe-
tische Sanierung nur um den Euro-Betrag, der als Werbungskosten oder Betriebsausgaben 
(bzw. den anderen Sachverhalten als Sonderausgaben oder außergewöhnliche Belastungen) 
tatsächlich berücksichtigt worden ist.  
 
Beispiel 9 bezieht sich zwar auf einen Sachverhalt der Nutzung im Rahmen einer doppelten 
Haushaltsführung, während die Kürzung in Beispiel 1 mit der „Nichtnutzung zu eigenen Wohn-
zwecken“ begründet wird. Diese Begründung ist aus unserer Sicht nicht zutreffend, weil auch 
das beruflich/betrieblich genutzte häusliche Arbeitszimmer zu der zu eigenen Wohnzwecken 
genutzten Wohnung gehört (so auch FG Köln mit rkr. Urteil vom 20.3.2018, Az. 8 K 1160/15). 
Eine Kürzung wegen fehlender Nutzung zu eigenen Wohnzwecken wäre auch deshalb nicht 
sachgerecht, weil beispielsweise bei Teilen der Wohnung, die unentgeltlich oder mit geringem 
Entgelt bis zu 520 Euro anderen Personen überlassen wird, ebenfalls keine Kürzung erfolgt 
(Rn. 17, Rn. 15). 
 
Deshalb sollte lediglich eine Kürzung um den Betrag erfolgen, der tatsächlich dem Werbungs-
kostenabzug unterliegt. Damit würden nicht sachgerechte Ergebnisse beispielsweise bei nur 
begrenztem oder sogar ausgeschlossenem Werbungskostenabzug für das häusliche Arbeits-
zimmer vermieden werden.  
 
 
Rn. 23 - Herstellungsbeginn bei fehlender Kenntnis des Datums des Bauantrags 
 
Die Festlegung zur Angabe des Datums mit dem 1. Januar des Jahres der Fertigstellung dient 
offensichtlich der EDV-technischen Verarbeitung, da rechtlich die Angabe der Jahreszahl für 
Gebäude, die älter als 10 Jahre sind, ausreichend wäre. In diesem Zusammenhang sollten die 
Vordrucke diese Vereinfachung deutlich ausweisen. Das bisherige Muster zur neuen Anlage 
35c zur Einkommensteuererklärung fragt sowohl das Datum des Bauantrags als auch des 
Baubeginns ab. In der Anleitung zur Anlage fehlt der eingangs genannte Hinweis zur Eintra-
gung 1. Januar des Fertigstellungsjahres. 
 
 
Rn. 24 – Objektverbrauch 
 
Nach Satz 3 ist für die Berechnung der bereits vom vorherigen Eigentümer verbrauchten För-
derung der Gesamtbetrag der berücksichtigten Aufwendungen maßgebend. Dies entspricht 
unseres Erachtens nicht dem Wortlaut im Gesetz, der in Abs. 1 Satz 5 zweiter Halbsatz die 



 
 
Seite 4 der BVL-Stellungnahme vom 20. Juli 2020 

objektbezogene Förderung auf den Höchstbetrag der Steuerermäßigung von 40.000 Euro be-
grenzt und nicht auf den Umfang der begünstigten Aufwendungen. Diese Begrenzung kann 
im Einzelfall günstiger sein, wenn der vorherige Eigentümer aufgrund seiner tariflichen Ein-
kommensteuer die mögliche Steuerermäßigung nicht vollständig in Anspruch nehmen konnte. 
Für Beispiel 3 ergäbe sich somit eine andere Lösung. 
 
Im Hinblick auf die Zielsetzung des Gesetzes könnte die Regelung zum Objektverbrauch auch 
dahingehend ausgelegt werden, dass sich diese auf das Eigentum beim Steuerpflichtigen be-
zieht und bei einem Wechsel des Eigentums ein neues (anderes) Objekt vorliegt. Damit wäre 
keine Prüfung erforderlich, welche Förderung der Voreigentümer erhalten hat und wie sich 
diese auswirkte. In der Regel dürfte ohnehin der Höchstbetrag für geförderte Aufwendungen 
von 200.000 Euro in den meisten Fällen ausreichend sein, um das Objekt in einen guten ener-
getischen Zustand zu bringen. Sollte dennoch nach einem Eigentümerwechsel weiterer ener-
getischer Sanierungsbedarf bestehen, könnte dieser mit Blick auf die Zielsetzung des Geset-
zes ebenfalls gefördert werden. Durch die erforderliche Eigennutzung sind u.E. keine „Steuer-
gestaltungen“ zu erwarten.  
 
 
Rn. 28 - Miteigentum bei Zwei- und Mehrfamilienhäusern 
 
Die Grundregelung und das Prüfschema entspricht der Verfahrensweise bei früheren Förde-
rungen zum selbstgenutzten Wohneigentum (§ 10 EStG und Eigenheimzulage). In diesen Fäl-
len wurde die Anschaffung oder Herstellung von Wohneigentum gefördert. Das vorliegende 
Gesetz zielt jedoch auf eine energetische Sanierung des Gebäudes ab. Im Hinblick auf dieses 
Ziel ist das Ergebnis in Beispiel 6 unbefriedigend, weil ein Teil der Investitionen in die energe-
tische Sanierung von der Förderung ausgeschlossen wird, obwohl der Höchstbetrag nicht 
überschritten und das gesamte Gebäude von den Eigentümern ausschließlich selbst genutzt 
wird.  
 
Wir regen deshalb an, auf die Einschränkung bei abweichenden Wertverhältnissen zu verzich-
ten.  
 
Die Ausführungen und die Beispiele enthalten keine Aussage zum Höchstbetrag, den die je-
weiligen Miteigentümer in den unterschiedlichen Fallkonstellationen (Wert der zu eigenen 
Wohnzwecken genutzten Wohnung entspricht / entspricht nicht dem Miteigentumsanteil) gel-
tend machen können. Eine entsprechende Ergänzung zur Klarstellung in diesen Fällen halten 
wir für zweckdienlich. 
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Rn. 29, 30 - Steuerermäßigung bei Auszug eines Ehegatten/gleichgestellten Lebens-
partners 
 
Die Ausführungen gehen nicht darauf ein, ob und, falls bejahend, inwieweit die Kostentragung 
der Baumaßnahmen zur Berücksichtigung der Steuerermäßigung beim erwerbenden bzw. 
übernehmenden Ehegatten/Lebenspartner maßgebend ist.  
 
 
Rn. 51 ff - Ausschluss der Steuerermäßigung aufgrund anderer Förderungen 
 
Die in § 35c Abs. 3 Satz 2 EStG genannten anderen steuerlichen oder außersteuerlichen För-
derungen schließen die Steuerermäßigung nach § 35c EStG vollständig aus. Im Vergleich 
dürfte die Steuerermäßigung nach § 35c EStG für den Steuerpflichtigen in vielen Fällen güns-
tigster sein. Der Steuerpflichtige sollte deshalb vor Antragstellung einer Förderung die Höhe 
des möglichen Steuervorteils oder des Zuschusses miteinander vergleichen. Ein fehlendes 
Abwägen, eine fehlerhafte Einschätzung oder eine nachträglich veränderte Sachlage kann er-
hebliche finanzielle Nachteile bringen. 
 
Zum Erreichen des Ziels der Förderung ist deshalb sehr zu begrüßen, dass eine nachteilige 
Beantragung der Steuerermäßigung nach § 35a EStG geheilt werden kann (Rn. 52). Wir bitten 
zu prüfen, ob ebenso beispielsweise die Beantragung von Zuschüssen aus öffentlichen Mitteln 
rückgängig gemacht und anstatt dessen die Steuerermäßigung gewährt werden kann.  
 
 
Fehlende Regelungen  
 
1. Ausschöpfen des Höchstbetrages bei unzureichender Steuer und nachfolgend weiteren 
energetischen Baumaßnahmen  
 
Der Entwurf des BMF-Schreibens enthält keine Ausführungen für den Fall, dass (ohne Eigen-
tümerwechsel) zunächst Aufwendungen bis zum Höchstbetrag von 200.000 Euro geltend ge-
macht werden und der Steuervorteil aufgrund unzureichender Steuerbelastung nicht voll aus-
geschöpft wird. In diesem Fall müsste beispielsweise im vierten Jahr die Steuerermäßigung 
für eine weitere begünstigte Baumaßnahme innerhalb des Förderzeitraumes berücksichtigt 
werden können, bis der Höchstbetrag der Steuerermäßigung von 40.000 Euro für das Objekt 
erreicht wird.  
 
2. Beginn des Förderzeitraumes und Zahlungszeitpunkt  
 
Nach den Ausführungen in Rn. 40 beginnt der 3-jährige Förderzeitraum mit dem Abschluss 
der energetischen Maßnahme durch Erteilung der Schlussrechnung des Fachunternehmens. 
Das bedeutet, dass der Zahlungszeitpunkt unbeachtlich ist. So kann beispielsweise die 
Schlussrechnung im Dezember 2020 gestellt und die Überweisung im Januar 2021 erfolgt 
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sein. Der Abzug beginnt mit dem Kalenderjahr 2020. Weil diese Verfahrensweise beispiels-
weise von der ähnlichen Vorschrift § 35a EStG abweicht, wäre eine Klarstellung im vorgese-
henen BMF Schreiben zweckmäßig.  
 
 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 

     
 
Uwe Rauhöft      Erich Nöll, RA 
Geschäftsführer     Geschäftsführer 
 
BVL – BUNDESVERBAND LOHNSTEUERHILFEVEREINE E.V. 


